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Zwischen 
 
der Sana Kliniken Leipziger Land GmbH, 
vertreten durch die Geschäftsführung, 
Rudolf-Virchow-Straße 2, 04552 Borna, 
 

einerseits  
und 

 
dem Marburger Bund Landesverband Sachsen, 
vertreten durch den 1. Vorsitzenden, 
Glacisstraße 2, 01099 Dresden, 
 

andererseits 
 
wird Folgendes vereinbart: 

 
 
 

Präambel 
 
Die im Rubrum benannte Gesellschaft gehörte vormals zum Konzernverbund der 
Helios-Kliniken und wurde demgemäß vom Geltungsbereich des mit dem Marburger 
Bund vereinbarten Konzerntarifvertrages erfasst. Mit Wirkung zum 1. Januar 2015 
wurde die Gesellschaft von der Sana Kliniken AG erworben. 
 
Die Tarifvertragsparteien haben sich darauf verständigt, seit 1. Januar 2015 die 
Regelungen der Änderungstarifverträge Nr. 4 zu den Konzerntarifverträgen für 
Unternehmen des Helios Konzerns anzuwenden. Für die Zeit ab 1. Januar 2017 gelten 
die folgenden Regelungen. 
 
 
Hinweis: 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personenbezeichnungen und personenbezogenen 
Hauptwörtern in dieser Arbeitsfassung das generische Maskulinum verwendet. Entsprechende 
Begriffe gelten im Sinne der Gleichbehandlung grundsätzlich für alle Geschlechter. Die verkürzte 
Sprachform hat nur redaktionelle Gründe und beinhaltet keine Wertung. 

 
 

  



§ 1  
Geltungsbereich 

(1) Dieser Tarifvertrag gilt für Ärzte, die in einem Arbeitsverhältnis zu der im Rubrum 
benannten Gesellschaft stehen und Mitglied der vertragsschließenden Gewerk-
schaft sind.  

(2) Dieser Tarifvertrag gilt nicht für geringfügig beschäftigte Ärzte im Sinne von § 8 
Absatz 1 Nr. 2 SGB IV. Dieser Tarifvertrag gilt ferner nicht für leitende Ärzte (Chef-
ärzte, Klinikleiter, Institutsleiter). 

(3) Mit Ärzten, die das gesetzlich festgelegte Alter zum Erreichen einer abschlags-
freien Regelaltersrente vollendet haben, können einzelvertraglich vom Tarifver-
trag abweichende Arbeitsbedingungen vereinbart werden, soweit diese nicht ge-
gen das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz verstoßen. 

 

 § 2  
Arbeitsvertrag 

(1) Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen, dem Arzt ist eine Ausfertigung 
auszuhändigen. Im Arbeitsvertrag sind der Beginn des Arbeitsverhältnisses, eine 
Charakterisierung der zu leistenden Tätigkeit, die Entgeltgruppe, Beschäfti-
gungszeiten nach § 19 dieses Manteltarifvertrages, der Arbeitsort und bei Teil-
zeitbeschäftigten die individuelle Arbeitszeit und deren Verteilung anzugeben. 
Bei Abschluss von befristeten Arbeitsverträgen ist im Arbeitsvertrag, soweit die 
Befristung eines sachlichen Grundes bedarf, der Befristungsgrund, bei befriste-
ten Arbeitsverträgen zur Vertretung der/die Name/n der/des zu vertretenden Arz-
tes anzugeben.1 

(2) Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart sind. Nebenab-
reden können befristet oder mit gesonderten Kündigungsfristen vereinbart wer-
den, soweit diese gesonderten Kündigungsfristen nicht tarifvertraglich vereinbart 
sind. 

 
1  Protokollnotiz zu § 2 Abs. 1: Die Tarifpartner sind sich einig, dass mit dieser Regelung einer-

seits die Anforderungen des Nachweisgesetzes erfüllt werden sollen, andererseits im Hinblick 
auf Teilzeitbeschäftigte keine tariflichen Regelungen unterhalb der gesetzlichen Bestimmungen 
des Teilzeit- und Befristungsgesetzes erfolgen soll. Im Falle einer künftigen Änderung des Teil-
zeit- und Befristungsgesetzes werden daher auch die in diesem Manteltarifvertrag getroffenen 
Regelungen überprüft und an die veränderten gesetzlichen Rahmenvorgaben angepasst wer-
den müssen. Für eine solche Anpassung besteht Einvernehmen, dass unverzüglich nach Be-
kanntwerden der Gesetzesänderung Verhandlungen mit dem Bestreben einer Einigung aufge-
nommen werden und die zu treffende Regelung wirtschaftlich so auszugestalten ist, dass sie 
dem gemeinsamen Parteiwillen bei Abschluss dieses Manteltarifvertrages entspricht. Verhand-
lungen über eine entsprechende Anpassung der Regelungen werden auch abweichend von der 
tarifvertraglich vereinbarten Kündigungsfrist aufgenommen. 



(3) Der Arbeitsvertrag kann nur abgeschlossen werden für ein  

a) Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit, 

b) unter Wahrung der gesetzlichen Bestimmungen zweckbestimmtes oder zeit-
lich befristetes Arbeitsverhältnis,2  

c) Arbeitsverhältnis zur Aushilfe, wobei ein solches nur mit Ärzten begründet 
werden darf, die für Aufgaben von begrenzter Dauer oder zur Vertretung (z.B. 
für erkrante oder im Urlaub befindliche Beschäftigte) eingestellt werden. 

(4) Das Arbeitsverhältnis beginnt auch dann am 1. eines Monats, wenn dieser auf 
einen arbeitsfreien Feiertag oder Sonntag fällt. 

 

§ 3  
Befristete Arbeitsverträge mit Ärzten in Weiterbildung 

(1) Eine sachgrundlose Befristung nach § 14 Abs. 2 Satz 1 Teilzeit- und Befristungs-
gesetz (nachfolgend TzBfG)3 ist nicht zulässig, wenn eine Befristung nach dem 
Gesetz über befristete Arbeitsverträge mit Ärzten in der Weiterbildung möglich 
ist. 

(2) Bei befristeten Beschäftigungen zum Zwecke der Weiterbildung zum Facharzt 
muss der erste Vertrag – soweit rechtlich zulässig4 – für eine Laufzeit von nicht 
weniger als 2 Jahren und der weitere Vertrag bis zum Ende der Mindestweiterbil-
dungszeit geschlossen werden, wenn nicht sachliche Gründe kürzere Vertrags-
laufzeiten erfordern. Sofern innerhalb der Mindestweiterbildungszeit die Weiter-
bildung nicht abgeschlossen ist, wird das Arbeitsverhältnis mindestens 1 Jahr 
über die Mindestweiterbildungszeit nach der Weiterbildungsordnung verlängert.  

(3) Für die Verlängerung oder die Nichtverlängerung des Arbeitsverhältnisses gilt      
§ 29 Abs. 1 lit. a) Sätze 2 und 3 dieses Manteltarifvertrages entsprechend. 

 
  

 
2  Protokollnotiz zu § 2 Abs. 3 lit. b): Die Anpassungsvereinbarung nach vorstehender Protokoll-

notiz zu § 2 Abs. 1 bei Änderungen des Teilzeit- und Befristungsgesetzes gilt hier entsprechend.  
3  Protokollnotiz zu § 3 Abs. 1: Die Anpassungsvereinbarung nach vorstehender Protokollnotiz 

zu § 2 Abs. 1 bei Änderungen des Teilzeit- und Befristungsgesetzes gilt hier entsprechend. 
4  Protokollnotiz zu § 3 Abs. 2: Die Tarifpartner sind sich einig, dass ggf. entgegenstehende zwin-

gende gesetzliche Regelungen hinsichtlich der Befristung von Arbeitsverhältnissen nach dem 
Gesetz über befristete Arbeitsverträge mit Ärzten in der Weiterbildung einzuhalten sind. 



§ 4  
Probezeit 

Die ersten 6 Monate der Beschäftigung gelten als Probezeit, es sei denn, dass  

a) im Arbeitsvertrag ausdrücklich auf eine Probezeit verzichtet oder eine kürzere 
Probezeit vereinbart wird, 

b) gesetzliche Vorschriften zwingend eine kürzere oder längere Probezeit vorsehen 
oder 

c) der Arzt im unmittelbaren Anschluss an ein befristetes oder an mehrere unmittel-
bar aufeinander folgende befristete Arbeitsverhältnisse, das bzw. die ununterbro-
chen länger als 12 Monate gedauert hat bzw. haben, bei demselben Arbeitgeber 
eingestellt wird. Eine Unterbrechung von bis zu 3 Monaten gilt dabei als unschäd-
lich.  

 

§ 5  
Ärztliche Untersuchung 

(1) Der Beschäftigte ist auf Verlangen des Arbeitgebers verpflichtet, sich vor der Ein-
stellung ärztlich auf seine körperliche Eignung (Gesundheitszustand und Arbeits-
fähigkeit) untersuchen zu lassen. Die Untersuchung erfolgt durch einen Arbeits-
mediziner.  

(2) Der Arbeitgeber kann den Arzt auch bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses un-
tersuchen lassen, auf begründetes Verlangen des Arztes ist er hierzu verpflichtet.  

(3) Der Arbeitgeber kann bei gegebener Veranlassung feststellen lassen, ob der Be-
schäftigte dienstfähig oder frei von ansteckenden Krankheiten ist.  

(4) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Kosten der ärztlichen Untersuchungen zu tra-
gen, soweit sie nicht von anderer Stelle getragen werden. Das Ergebnis der Un-
tersuchung ist dem Arzt bekannt zu geben. 

 

§ 6  
Arbeitssicherheit 

(1) Die Vorschriften der Berufsgenossenschaften, die Unfallverhütungsvorschriften 
und die Richtlinien der Europäischen Union zur Verhütung von Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten sind gewissenhaft zu befolgen. Der Arbeitgeber trifft 
hierzu die erforderlichen Maßnahmen und gibt auch die hierzu notwendigen 



Sicherheitsrichtlinien vor; die Beteiligungsrechte des Betriebsrats nach dem Be-
triebsverfassungsrecht bleiben hierbei unberührt. 

(2) Der Arbeitgeber unterstützt den Arzt bei Maßnahmen zur Verbesserung des all-
gemeinen Gesundheitszustandes und der betrieblichen Gesundheitsförderung. 
Der Arbeitgeber wird mit einem regionalen Anbieter (z.B. Sportstudio etc.) Son-
derbedingungen für die Mitgliedschaft des Arztes vereinbaren.  

 

§ 7 
Aufgabenbereich, Nebentätigkeit 

(1) Der Arzt hat die ihm übertragenen Arbeiten gewissenhaft auszuführen und sein 
dienstliches Verhalten der Aufgabenstellung anzupassen. Soweit der Arbeitsver-
trag keine speziellen Festlegungen zum Aufgabenbereich des Arztes vorsieht, 
können dem Arzt seiner Aus-, Fort- und Weiterbildung und Berufserfahrung an-
gemessene Tätigkeiten am vereinbarten Arbeitsort übertragen werden.5 Eine Ein-
arbeitung ist zu gewährleisten.  

(2) Zu den aus der entsprechenden Haupttätigkeit obliegenden Pflichten gehört es 
auch 

a) im Rahmen einer zugelassenen Nebentätigkeit für einen leitenden Arzt, für 
einen Belegarzt oder für eine mit dem Arbeitgeber kooperierende Klinik (ins-
besondere  Privatklinik oder Belegklinik) am vereinbarten Arbeitsort tätig zu 
sein, 

b) ärztliche Bescheinigungen auszustellen und Fürsorge- und Beratungsstellen 
zu betreuen sowie auf Anforderung des Arbeitgebers Unterricht oder Fachvor-
träge zu halten, 

c) auf Anforderung und Kosten des Arbeitgebers am notärztlichen Rettungs-
dienst teilzunehmen und sich ggf. dafür auf Anordnung des Arbeitgebers zu 
qualifizieren, sofern und soweit die gesetzlichen Voraussetzungen in der Per-
son des Arztes erfüllt werden können,6 

 
5  Protokollnotiz zu § 7 Abs. 1 Satz 2: Die Tarifpartner sind sich einig, dass mit der getroffenen 

Regelung das durch Gesetz und Rechtsprechung konkretisierte und nach billigem Ermessen zu 
erfolgende Weisungsrecht des Arbeitgebers, die im Arbeitsvertrag nur rahmenmäßig umschrie-
benen Leistungspflichten des Arztes nach Zeit, Ort und Inhalt zu konkretisieren, wiedergege-
ben wird. 

6  Protokollnotiz zu § 7 Abs. 2 lit. c):  
1.  Der Arbeitgeber hat zu gewährleisten, dass die ärztliche Versorgung der Patienten im Kran-

kenhaus auch dann gesichert ist, wenn der Arzt während der regelmäßigen Arbeitszeit, 
während des Bereitschaftsdienstes oder während einer Rufbereitschaft zum Einsatz im Ret-
tungsdienst herangezogen wird. 



d) auf Anforderung des Arbeitgebers ärztliche Stellungnahmen, gutachtliche Äu-
ßerungen und wissenschaftliche Ausarbeitungen zu Fachthemen und zur Gel-
tendmachung von Vergütungsansprüchen gegenüber den Kostenträgern zu 
erstellen, 

e) auf Anforderung des Arbeitgebers aktiv an der Fachgruppenarbeit des Sana-
Konzerns teilzunehmen, 

f) auf Anforderung des Arbeitgebers Lehrtätigkeiten zu übernehmen. 

(3) Jede Nebentätigkeit gegen Entgelt ist nur mit schriftlicher Zustimmung des Ar-
beitgebers zulässig. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn der Arbeitgeber sich 
nicht innerhalb von 4 Wochen gegenüber dem Arzt positioniert hat. Ausschließ-
lich ehrenamtliche Tätigkeiten, insbesondere für nicht gewerbliche Vereine, die 
nicht oder allenfalls mit einer bloßen Aufwandsentschädigung abgegolten wer-
den, sind erlaubt. Einer beabsichtigten und vor deren Aufnahme offen gelegten 
Nebentätigkeit wird der Arbeitgeber zustimmen, wenn  

a) keine Konkurrenzsituation gegenüber dem Arbeitgeber oder einem anderen 
Unternehmen des Sana-Konzerns besteht, 

b) gegen Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes nicht verstoßen wird,  

c) die ordnungsgemäße Erfüllung der Pflichten des Arztes aus dem Arbeitsver-
hältnis zum Arbeitgeber nicht gefährdet wird,  

d) sonstige berechtigte Interessen des Arbeitgebers nicht beeinträchtigt werden.  

 

Der Arzt hat - soweit vom Arbeitgeber gefordert - die für die Prüfung der Zustimmungs-
voraussetzungen erforderlichen Unterlagen vorzulegen, es sei denn, die Vorausset-
zungen sind offenkundig. Die Zustimmung zur Nebentätigkeit kann befristet werden, 
in der Regel soll die Frist nicht unter 1 Jahr liegen. Die Zustimmung soll verlängert 
werden, wenn die ursprünglichen Voraussetzungen für eine Zustimmung auch nach 
Ablauf der Frist weiterhin unverändert vorliegen. Ein Antrag auf Verlängerung ist in der 
Regel 3 Monate - jedoch spätestens 1 Monat - vor Ablauf des vereinbarten Nebentä-
tigkeitszeitraums zu stellen.  

 
2.  Ein Arzt, dem nachweislich aus persönlichen oder fachlichen Gründen (z.B. Vorliegen einer 

anerkannten Minderung der Erwerbfähigkeit, die dem Einsatz im Rettungsdienst entge-
gensteht, Flugunverträglichkeit, langjährige Tätigkeit als Bakteriologe) die Teilnahme am 
Rettungsdienst nicht zumutbar ist, darf grundsätzlich nicht zum Einsatz im Rettungsdienst 
herangezogen werden.  

 3. In Fällen, in denen kein grob fahrlässiges und kein vorsätzliches Handeln des Arztes im 
Rettungsdienst vorliegt, ist der Arzt von etwaigen Haftungsansprüchen freizustellen. 



(4) Der Arzt darf Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder sonstige Vergünstigun-
gen in Bezug auf seine dienstliche Tätigkeit nur mit Zustimmung des Arbeitgebers 
annehmen; ausgenommen sind unwesentliche persönliche Aufmerksamkeiten. 

(5)  Im Rahmen der Weiter- und Fortbildung kann der Arzt zur Erbringung/Erlangung 
praktischer Erfahrungen zeitlich befristet und unter Fortführung der tariflichen 
Rahmenbedingungen bei externen Dritten eingesetzt und diesem überlassen 
werden. 

 

§ 8  
Zeugnis, Arbeitspapiere  

(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Arzt auf Verlangen ein vorläufiges Zeugnis 
und bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses ein endgültiges Zeugnis auszustel-
len, das sich auf Verlangen des Arztes auch auf Führung und Leistung erstrecken 
muss. Das Zeugnis ist durch den zuständigen Chefarzt mitzuunterzeichnen. 

(2) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Arzt auf Verlangen eine Bescheinigung über 
das zuletzt bezogene Entgelt und den im Jahr des Ausscheidens erhaltenen Ur-
laub auszuhändigen. Die Arbeitspapiere sind dem Arzt bei Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses unverzüglich zu überlassen.  

 

§ 9 
Verschwiegenheit 

(1) Der Arzt hat über betriebliche Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch ge-
setzliche Vorschriften vorgesehen oder auf Weisung des Arbeitgebers zur Wah-
rung berechtigter Interessen angeordnet ist, Verschwiegenheit zu bewahren. Der 
Arzt darf Schriftstücke, Aufzeichnungen und bildliche Darstellungen nicht ohne 
Einwilligung des Arbeitgebers Dritten zugänglich machen; auf Verlangen des Ar-
beitgebers muss er sie - auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses - her-
ausgeben.  

(2) Der Arzt hat - auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses - über Angelegen-
heiten, die nach vorstehendem Absatz 1 der Schweigepflicht unterliegen, Ver-
schwiegenheit zu wahren. 

 
  



§ 10 
Arbeitsversäumnis, Arbeitsunfähigkeit 

(1) Die Arbeitszeit ist einzuhalten. Persönliche Angelegenheiten hat der Arzt - unbe-
schadet § 28 dieses Manteltarifvertrags - außerhalb der Arbeitszeit zu erledigen.  

(2) Der Arzt darf nur mit vorheriger Erlaubnis des Arbeitgebers der Arbeit fernbleiben. 
Kann die vorherige Erlaubnis den Umständen nach vorher nicht eingeholt wer-
den, so ist die Genehmigung unverzüglich zu beantragen. Bei nicht genehmigtem 
Fernbleiben hat der Beschäftigte keinen Anspruch auf das Entgelt und auf Zula-
gen oder Zuschläge. 

(3) Der Arzt ist verpflichtet, dem Arbeitgeber eine Arbeitsunfähigkeit und deren vo-
raussichtliche Dauer unverzüglich mitzuteilen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit län-
ger als 3 Kalendertage, hat der Beschäftigte eine ärztliche Bescheinigung über 
das Bestehen der Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer spätes-
tens an dem darauf folgenden allgemeinen Arbeitstag vorzulegen. Der Arbeitge-
ber ist berechtigt, in begründeten Einzelfällen (bei häufig wiederholten Kurzer-
krankungen) - unter Beachtung der betriebsverfassungsrechtlichen Rechte - die 
Vorlage der ärztlichen Bescheinigung früher zu verlangen. Dauert die Arbeitsun-
fähigkeit länger, als in der Bescheinigung angegeben, ist der Beschäftigte ver-
pflichtet, eine neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Eine Bescheinigung der 
Krankenkasse ersetzt die ärztliche Bescheinigung. Auch nach Ablauf des Zah-
lungszeitraums für Krankenbezüge (§ 25 Abs. 1) ist der Beschäftigte verpflichtet, 
bei Fortdauer seiner Arbeitsunfähigkeit jeweils unaufgefordert weitere ärztliche 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen vorzulegen, der Arbeitgeber erstattet dem 
Beschäftigten ggf. die vom bescheinigenden Arzt gegenüber dem Beschäftigten 
abgerechneten Gebühren (EBM, GOÄ) für die ärztliche Bescheinigung.  

(4) Kann der Beschäftigte aufgrund gesetzlicher Vorschriften von einem Dritten 
Schadensersatz wegen des Verdienstausfalles beanspruchen, der ihm durch Ar-
beitsunfähigkeit entstanden ist, so geht dieser Anspruch auf den Arbeitgeber 
über, soweit dieser dem Arzt Arbeitsentgelt fortgezahlt hat. Gleichfalls gehen auf 
dieses fortgezahlte Arbeitsentgelt entfallende und vom Arbeitgeber zu tragende 
Abgabenlasten bzw. Beiträge im gesetzlich für den Fall der Entgeltfortzahlung 
vorgesehenen Umfang auf den Arbeitgeber über. Der Arzt hat dem Arbeitgeber 
unverzüglich die zur Geltendmachung solcher Schadensersatzansprüche erfor-
derlichen Angaben zu machen, insbesondere den Arbeitgeber auf die Tatsache 
eines Unfalls hinzuweisen und die Beteiligung eines Dritten an der Arbeitsunfä-
higkeit unter dessen Benennung anzuzeigen. 

 



§ 11  
Personalakte 

Der Arzt hat während der Dauer seines Arbeitsverhältnisses das Recht auf Einsicht in 
seine Personalakte. Das schließt das Recht auf Anfertigung von Notizen und Abschrif-
ten ein. Fotokopien kann der Beschäftigte auf seine Kosten zum Selbstkostenpreis des 
Arbeitgebers herstellen. Eine Überlassung der Personalakte ist ausgeschlossen. 

Der Arzt ist über Beschwerden und Behauptungen tatsächlicher Art, die für ihn nach-
teilige Personalmaßnahmen begründen können, vor Aufnahme in die Personalakte zu 
hören.7 Eine hierbei erfolgte Äußerung ist in die Personalakte zu nehmen. 

 

§ 12  
Haftung im Schadensfall 

Verursacht der Arzt in Ausübung seiner Tätigkeit einen Schaden, so haftet der Arbeit-
geber, es sei denn der Beschäftigte hat grob fahrlässig oder vorsätzlich gehandelt. 

 

§ 13  
Regelmäßige Arbeitszeit, Ausgleichszeitraum8 

(1) Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit beträgt ausschließ-
lich der Pausen 40 Stunden. Die Woche beginnt am Montag um 0.00 Uhr und 
endet am Sonntag um 24.00 Uhr. Als Arbeitstage gelten die Wochentage Montag 
bis Freitag, ausgenommen gesetzliche Feiertage im Sinne des § 15 Abs. 4 dieses 
Manteltarifvertrages. Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit 
kann aus notwendigen betrieblichen Gründen auch auf 6 Tage verteilt werden. 
Die regelmäßige monatliche Arbeitszeit ergibt sich aus den jeweils im Monat an-
fallenden Arbeitstagen multipliziert mit 8 Stunden. Die Monatsarbeitszeit ist, wenn 
keine betriebsübliche Arbeitszeit festgelegt ist, im Voraus vom Arbeitgeber in min-
destens monatlichen Dienstplänen festzulegen. Der Dienstplan ist vom Arbeitge-
ber bis zum 15. Des Vor-Vormonats vor Dienstplanbeginn aufzustellen; fällt der 
15. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der davorliegende Arbeitstag 
maßgeblich.9 Der Arbeitgeber erfasst die Arbeitszeiten vollständig und objektiv. 

 
7  Protokollnotiz zu § 11 Satz 4: Die Tarifpartner sind sich einig, dass mit der getroffenen Rege-

lung die durch Gesetz und Rechtsprechung an eine Anhörung des Arztes gestellten Vorausset-
zungen über deren Qualität, Zugang und Frist wiedergegeben werden. 

8  Protokollnotiz zu § 13: Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der Mitbestimmungsrechte 
und der tarifvertraglichen Regelungen (§ 18 dieses Manteltarifvertrages) möglich. Gleitzeitre-
gelungen sind bei Schicht- und Wechselschichtarbeit nicht möglich. 

9  Protokollnotiz zu § 13 Abs. 1 S. 7:  Verstöße gegen die Verpflichtung nach § 13 Abs. 1 S. 7  



Jeder Arzt kann jederzeit den Stand seiner individuellen Arbeitszeit (Saldo) ein-
sehen. Nicht genommene Pausen werden im Saldo nicht von der Arbeitszeit ab-
gezogen. 

(1a) Ergeben sich nach der Aufstellung des Dienstplanes Gründe für eine Änderung 
des Dienstplanes die in der Person des Arztes begründet sind oder die auf nicht 
vorhersehbaren Umständen beruhen, kann der Dienstplan auch nach Aufstellung 
geändert werden. Die Mitbestimmung nach Aufstellung des Dienstplanes bleibt 
unberührt. Muss der Dienstplan auf arbeitgeberseitige Veranlassung geändert 
werden und liegen zwischen dieser Dienstplanänderung und dem Antritt der Ar-
beit weniger als 72 Stunden, so erhält der betroffene Arzt für den übertragenen 
Dienst einen Zuschlag von 75 €. Bei weniger als 48 Stunden erhält der betroffene 
Arzt einen Zuschlag für den übertragenen Dienst von 100 €. Der Zuschlag erhöht 
sich um 25 €, wenn der übertragene Dienst an einem Samstag oder Sonntag 
beginnt und alternativ um 50 €, wenn er an einem Feiertag beginnt. 

        Diese Zuschlagsregelung findet keine Anwendung in Zeiträumen, in denen auf-
grund eines Infektionsgeschehens auf bundes- oder landesgesetzlicher Grund-
lage eine epidemische Lage von nationaler oder regionaler Tragweite (oder eine 
vergleichbare Ausnahmesituation) festgestellt wurde. 

(2) Für die Berechnung der regelmäßigen durchschnittlichen wöchentlichen Arbeits-
zeit ist ein Zeitraum von bis zu 52 Wochen zugrunde zu legen (Ausgleichszeit-
raum). 

(2a) Bei teilzeitbeschäftigten Ärzten mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
von bis zu 90% der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines vollzeitbe-
schäftigten Arztes ist ein Ausgleichszeitraum von 26 Wochen zugrunde zu legen. 
Abweichend von Satz 1 ist auf schriftlichen Antrag des Arztes ein Ausgleichszeit-
raum von 12 Wochen zugrunde zu legen, sofern und solange 

a) sich der betreffende Arzt in einer Zusatzvereinbarung zum Arbeitsvertrag 
bereit erklärt, auch in anderen Einrichtungen des Arbeitgebers oder anderen 
Unternehmen des Sana-Konzerns in der Region (auch im Wege einer Ar-
beitnehmerüberlassung) tätig zu werden und eine schriftliche Zustimmung 
iSv. § 31a MantelTV-Ärzte KLL besteht, oder 

b) sich der betreffende Arzt in einer Zusatzvereinbarung zum Arbeitsvertrag 
zum regelmäßigen Einsatz in Schichten mit einer Dauer von weniger als acht 
Stunden und/oder geteilten Schichten bereit erklärt, oder 

 
MantelTV-Ärzte KLL werden vom Arbeitgeber aufgezeichnet und die Ergebnisse in der nächs-
ten Tarifverhandlungsrunde durch die Tarifvertragsparteien ausgewertet. 

 



c) betriebsorganisatorische Gründe dem verkürzten Ausgleichszeitraum nicht 
entgegenstehen. Betriebsorganisatorische Gründe stehen jedenfalls dann 
nicht entgegen, wenn der betreffende Arzt durch Benennung von anderen 
Ärzten der Abteilung/des Bereichs eine die Patientensicherheit nicht gefähr-
dende Dienstplanbesetzung sicherstellt. Der Arzt hat die Bereitschaft der 
benannten Ärzte hierzu vorab mit diesen eigenständig abzusprechen und 
dauerhaft sicherzustellen. 

Die Zusatzvereinbarung zum Arbeitsvertrag iSv. § 13 Abs. 2a lit a) und lit b) kann 
mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendermonats von beiden 
Seiten schriftlich gekündigt werden. 4Für vor dem 01.01.2025 geleistete Arbeits-
stunden verbleibt es bei dem Ausgleichszeitraum von 52 Wochen. 

(3) Für Teilzeitbeschäftigte berechnet sich die regelmäßige durchschnittliche wö-
chentliche Arbeitszeit aus dem Verhältnis zwischen der individuell vereinbarten 
Arbeitszeit und der Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten.  

(4) Arbeitszeit ist die Zeit zwischen Aufnahme und Beendigung der Arbeit am Ar-
beitsplatz ohne die Ruhepausen. Ist Schutzkleidung im Sinne von § 23 Abs. 1 
Satz 2 sowie nach hygienerechtlichen Vorschriften zu tragen, beginnt/endet die 
Arbeitszeit mit Betreten/Verlassen der Umkleideräume. Die Verteilung der Wo-
chenarbeitszeit sowie Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit werden durch 
betriebliche Dienst- oder Arbeitszeitpläne geregelt.10  

(5) Aus dringenden betrieblichen Gründen kann auf der Grundlage einer Betriebs-
vereinbarung im Rahmen des § 7 Absätze 1, 2 und des § 12 ArbZG von den 
Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes abgewichen werden. Soweit dieser Mantel-
tarifvertrag oder den diesen ergänzende Tarifverträge Regelungen vorsieht oder 
vorsehen, die eine Abweichung von den Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes - 
unabhängig von einer etwaigen Betriebsvereinbarung nach Satz 1 - ermöglichen, 
gehen die tarifvertraglichen Regelungen einer etwaigen Betriebsvereinbarung ge-
mäß § 77 Abs. 3 BetrVG vor. 

(6) Unter den Voraussetzungen des Arbeitszeit- und Arbeitsschutzgesetzes kann die 
tägliche Arbeitszeit im Schichtdienst auf bis zu 12 Stunden ausschließlich der 
Pausen ausgedehnt werden, um längere Freizeitintervalle zu schaffen oder die 
Zahl der Wochenenddienste zu vermindern. In unmittelbarer Folge dürfen nicht 
mehr als 4 Zwölf-Stunden-Schichten und innerhalb von 2 Kalenderwochen nicht 
mehr als 8 Zwölf-Stunden-Schichten geleistet werden. Solche Schichten können 
nicht mit Bereitschaftsdienst (§ 17 dieses Manteltarifvertrages) kombiniert 

 
10  Protokollnotiz zu § 13 Abs. 4: Die Dienst- oder Arbeitszeitpläne werden so aufgestellt, dass die 

Sorge für das Wohl der Patienten und die organisatorisch-wirtschaftlichen Belange des Arbeit-
gebers mit dem Anspruch der Ärzte auf eine geregelte Freizeit und Erholung in bestmöglichen 
Einklang gebracht werden. 



werden. Abweichend von Satz 2 und Satz 3 kann die tägliche Arbeitszeit auf not-
arztbesetzten Rettungsmitteln - auch ohne die weiteren Voraussetzungen von 
Satz 2 und Satz 3 - auf bis zu 12 Stunden verlängert werden. 

(7) Auf der Grundlage einer Betriebsvereinbarung können dienstplanmäßig zur  
Ermöglichung des Schichtwechsels maximal zweimal im Monat die Ruhezeiten 
auf bis zu 9 Stunden verkürzt werden. Grundsätzlich ist eine Mindestfreizeit von 
56 Stunden in der Doppelwoche einzuhalten. Im Übrigen sind Abweichungen 
hiervon auch durch Betriebsvereinbarungen nur zulässig, wenn betriebliche 
Gründe (Krankheit oder Urlaub von Ärzten) dies zur Versorgung der Patienten 
zwingend erfordern. Vorstehender Absatz 5 Satz 2 gilt auch hier. 

 

§ 14 
Teilzeitbeschäftigung11 

(1) Ein Arzt, dessen Arbeitsverhältnis länger als 6 Monate bestanden hat, kann ver-
langen, dass der Arbeitgeber mit ihm die Möglichkeit einer Teilzeitbeschäftigung 
bzw. einer Verringerung der vertraglichen Arbeitszeit mit dem Ziel erörtert, zu ei-
ner solchen Vereinbarung zu gelangen. Sofern einer Teilzeitbeschäftigung bzw. 
einer Verringerung der Arbeitszeit betriebliche Belange entgegenstehen, besteht 
kein Anspruch auf eine solche Vereinbarung. 

(2) Der Arzt muss die Verringerung seiner Arbeitszeit und den Umfang der Verringe-
rung 3 Monate vor deren Beginn gegenüber dem Arbeitgeber geltend machen. 
Er kann eine erneute Verringerung der Arbeitszeit frühestens nach Ablauf von 2 
Jahren verlangen, nachdem der Arbeitgeber einer Verringerung zugestimmt oder 
sie berechtigt abgelehnt hat. Haben sich Arbeitgeber und Beschäftigter nicht über 
die Verringerung der Arbeitszeit geeinigt und hat der Arbeitgeber die Arbeitszeit-
verringerung nicht innerhalb der gesetzlich zwingend vorgeschriebenen Frist 
schriftlich abgelehnt, verringert sich die Arbeitszeit in dem vom Arzt gewünschten 
Umfang. 

(3) Der Arbeitgeber soll auf Antrag des Arztes eine geringere als die regelmäßige    
(§ 13) oder bisher persönliche Arbeitszeit vereinbaren, 

wenn dieser  

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren, 

b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 
(Kinder, Ehepartner und Lebenspartner, Eltern, Großeltern) tatsächlich 

 
11  Protokollnotiz zu § 14: Die Anpassungsvereinbarung nach vorstehender Protokollnotiz zu § 2 

Abs. 1 bei Änderungen des Teilzeit- und Befristungsgesetzes gilt hier entsprechend. 



betreut oder pflegt und wesentliche betriebliche Belange einer solchen Ver-
einbarung nicht entgegenstehen, 

sowie 

c) bei beruflicher Fort- und Weiterbildung unter den Voraussetzungen und nach 
näherer Maßgabe des § 22 dieses Manteltarifvertrages und eines noch abzu-
schließenden Qualifizierungstarifvertrages. 

Die Teilzeitbeschäftigung ist auf bis zu 5 Jahre zu befristen, auf Antrag des Arztes 
kann von einer Befristung der Teilzeitbeschäftigung abgesehen werden. Sie kann 
verlängert werden, ein Antrag auf Verlängerung ist i.d.R. 3 Monate vor Ablauf der 
vereinbarten Teilzeitbeschäftigung zu stellen.  

(4) Ist mit einem früher vollzeitbeschäftigten Mitarbeiter auf seinen Wunsch in den 
Fällen des Absatzes 1 eine nicht befristete Teilzeitbeschäftigung vereinbart wor-
den, soll der Beschäftigte bei späterer Besetzung eines Vollzeitarbeitsplatzes bei 
gleicher Eignung im Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten bevorzugt berück-
sichtigt werden. 

 

§ 1512 
Nacht-, Samstags-, Sonn- und Feiertagsarbeit und Mehrarbeit 

(1) Der Arzt ist im Rahmen begründeter betrieblicher Notwendigkeiten zur Leistung 
von Samstags-, Sonntags-, Feiertags-, Nacht- und Mehrarbeit verpflichtet.  

(2) Zuschlagspflichtige Mehrarbeit ist die abweichend von der im Dienstplan bzw. 
betriebsüblich festgesetzten Arbeitszeit durch den Dienstvorgesetzten angeord-
nete Arbeit, die nicht in den darauf folgenden 4 Wochen ausgeglichen wird. Sie 
soll auf Ärzte der betroffenen Beschäftigtengruppe möglichst gleichmäßig verteilt 
werden. Über Mehrarbeit wird ein Nachweis geführt.13 Im Falle einer unverzüglich 
und durch ärztliches Attest nachgewiesenen Arbeitsunfähigkeit während des 
Freizeitausgleichs gilt der Freizeitausgleich als nicht gewährt. 

(3) Nachtarbeit ist die in der Zeit von 20 Uhr bis 6 Uhr geleistete Arbeit. 
 

12  Protokollnotiz zu § 1: Arbeitgeber und Arbeitnehmer bilden eine paritätisch besetzte    Arbeits-
gruppe (3 Vertreter von jeder Seite) zum Thema Dienstbelastung im Rufdienst, die in der Zeit 
von 01.04.2023 bis 31.12.2023 die Ist-Situation analysiert und ggfs. Lösungsvorschlage für iden-
tifizierte Problemfelder erarbeitet. 

13  Protokollnotiz zu § 15 Abs. 2 (Diensttausch): Sofern Ärzte untereinander im Dienstplan vor-
gesehene Arbeitszeiten tauschen (Diensttausch), sind die ggf. daraus entstehenden Mehrar-
beitsstunden nicht zuschlagspflichtig. Für den Diensttausch ist eine vorherige Abstimmung mit 
dem Dienstvorgesetzten erforderlich, sofern der Diensttausch nicht bereits vom Dienstvorge-
setzten veranlasst ist. Mehrarbeitsstunden sind vom Arzt schriftlich zu begründen. Will der 
Arbeitgeber diese Mehrarbeitsstunden nicht anerkennen, ist dies ebenfalls schriftlich zu be-
gründen. 



(4) Sonntagsarbeit ist die Arbeit von Sonntag 0 Uhr bis 24 Uhr, entsprechendes gilt 
für die Feiertagsarbeit. Als gesetzliche Feiertage gelten Tage, die an dem nach 
den Bestimmungen im Sinne des § 2 dieses Manteltarifvertrages festgelegten 
Arbeitsort des Arztes als solche gesetzlich anerkannt sind. Beschäftigte, die re-
gelmäßig an Sonn- und Feiertagen arbeiten müssen, sollen innerhalb von 2 da-
rauf folgenden Wochen 4 zusammenhängende arbeitsfreie Tage erhalten, von 
denen 1 freier Tag auf einen Sonntag fallen soll. Für dienstplanmäßige Arbeit an 
gesetzlichen Feiertagen, die auf einen Werktag fallen, wird ein entsprechender, 
zusammenhängender Freizeitausgleich innerhalb von 8 darauf folgenden Wo-
chen gewährt. 

(5)   Bei mehr als 25 mit geplanter Arbeitszeit (Rufbereitschaft (passiv und aktiv) wird 
für diese Regelung nicht als Arbeitszeit gewertet) belegten Wochenenden im Ka-
lenderjahr wird für jedes weitere belegte Wochenende ein halber Tag arbeitsfrei 
gewährt. Die Freistellung ist innerhalb des folgenden Kalenderhalbjahres zu ge-
währen. Ist dies aus dringenden betrieblichen oder persönlichen Gründen nicht 
möglich, erfolgt spätestens im darauffolgenden Kalenderhalbjahr die Gewährung 
der Freistellung oder auf Antrag des Arztes ein finanzieller Ausgleich. Ein beleg-
tes Wochenende im Sinne von vorstehendem Satz 1 liegt vor, wenn mindestens 
2 Stunden geplante Arbeitszeit (Rufbereitschaft (passiv und aktiv) wird für diese 
Regelung nicht als Arbeitszeit gewertet) im Zeitraum vom Freitag (22 Uhr) bis 
Montag (5 Uhr) geleistet wurden. 

(5a) In einem Monat (nicht Kalendermonat) soll ein Arzt an nicht mehr als zwei Wo-
chenenden in unmittelbarer Folge hintereinander zu Wochenendarbeit herange-
zogen werden. Eine Heranziehung zu einem dritten Wochenende in unmittelbarer 
Folge ist je Arzt einmal im Halbjahr aus dringenden betrieblichen Gründen mög-
lich. Wochenendarbeit in diesem Sinne liegt vor, wenn mindestens 2 Stunden 
Bereitschaftsdienst oder Vollarbeit im Rahmen von Schichtarbeit im Zeitraum 
vom Freitag (22 Uhr) bis Montag (5 Uhr) geleistet wurden. 

(6)    Leistet der Arzt mehrere Nachtschichten hintereinander im Block, errechnet sich   
die unmittelbar anschließende mindestens einzuhaltende Ruhezeit (in Stunden) 
aus der Multiplikation der Anzahl der in unmittelbarer Folge abgeleisteten Nacht-
schichten mit dem Wert 12.  

        Bei Ableistung von mehr als 29 Nachtschichten im Kalenderhalbjahr erhält der 
Arzt für jede weitere Nachtschicht jeweils einen halben Tag arbeitsfrei. Die Frei-
stellung ist innerhalb des folgenden Kalenderhalbjahres zu gewähren. Ist dies aus 
dringenden betrieblichen oder persönlichen Gründen nicht möglich, erfolgt spä-
testens im darauffolgenden Kalenderhalbjahr die Gewährung der Freistellung 
oder auf Antrag des Arztes ein finanzieller Ausgleich.  



 Nachtschicht im Sinne von § 15 Abs. 6 sind nur Schichten, die im Dienstplan 
ausdrücklich als solche ausgewiesen sind. 

 

§ 16  
Wechselschicht- und Schichtarbeit 

(1) Der Arzt ist im Rahmen begründeter betrieblicher Notwendigkeiten zur Leistung 
von Wechselschichtarbeit verpflichtet. Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach 
einem Schichtplan (Dienstplan), der einen regelmäßigen Wechsel der täglichen 
Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen der Beschäftigte längstens 
nach Ablauf 1 Monats erneut zu 2 Nachtschichten herangezogen wird.14 

(2) Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen 
bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird.  

(3) Nachtschichten sind Arbeitsschichten, die mindestens 2 Stunden Nachtarbeit um-
fassen. 

(4) Schichtarbeit ist die regelmäßige Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regel-
mäßigen Wechsel des Beginns der täglichen Arbeitszeit um mindestens 2 Stun-
den in Zeitabschnitten von längstens 1 Monat vorsieht, und die innerhalb einer 
Zeitspanne von mindestens 13 Stunden geleistet wird. 

 

§ 17  
Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft 

(1) Die Ärzte sind verpflichtet, sich auf Anordnung des Arbeitgebers außerhalb der 
regel-mäßigen durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit gem. § 13 Abs. 1 an 
einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle aufzuhalten, um im Bedarfsfall die Ar-
beit aufzunehmen (Bereitschaftsdienst). Der Arbeitgeber darf Bereitschaftsdienst 
nur anordnen, wenn zu erwarten ist, dass zwar Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß 
aber die Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt. Die gesamte Zeit des Bereitschafts-
dienstes wird als Arbeitszeit gewertet, für die Bemessung des Entgelts gilt § 6 
des TV-Ärzte Entgelt KLL. Wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem 
Umfang Bereitschaftsdienst fällt, kann im Rahmen des § 7 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 4 
Arbeitszeitgesetz die tägliche Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes (also 
ausschließlich Pausen) abweichend von den §§ 3, 5 Absätze 1, 2 und 6 Abs. 2 
Arbeitszeitgesetz über 8 Stunden hinaus auf bis zu 24 Stunden verlängert 

 
14  Niederschriftserklärung zu § 16 Abs. 1: Der Anspruch auf die Wechselschichtzulage ist auch 

erfüllt, wenn unter Einhaltung der Monatsfrist 2 Nachtdienste geleistet wurden, die nicht zwin-
gend unmittelbar aufeinander folgen müssen. 



werden, wenn mindestens die 8 Stunden überschreitende Zeit als Bereitschafts-
dienst abgeleistet wird.  

(2) Die tägliche Arbeitszeit darf bei Ableistung ausschließlich von Bereitschaftsdienst 
an Samstagen, Sonn- und Feiertagen maximal 24 Stunden betragen.  

(3) Wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Bereitschafts-
dienst fällt, kann im Rahmen des § 7 Abs. 2 lit. a) Arbeitszeitgesetz eine Verlän-
gerung der täglichen Arbeitszeit über 8 Stunden hinaus auch ohne Ausgleich er-
folgen, wobei eine wöchentliche Arbeitszeit bis zu durchschnittlich höchstens 58 
Stunden zulässig ist, wenn über die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche 
Arbeitszeit von 40 Stunden hinaus Bereitschaftsdienst anfällt. Die Verlängerung 
setzt voraus, dass zuvor 

a)  eine Prüfung alternativer Arbeitszeitmodelle und 

b)  eine Belastungsanalyse gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz stattgefunden hat so-
wie 

c) gegebenenfalls daraus resultierende Maßnahmen zur Gewährleistung des 
Gesundheitsschutzes ergriffen worden sind. 

(4) Für den Ausgleichszeitraum nach den Absätzen 1 und 3 gilt § 13 Abs. 2 dieses 
Manteltarifvertrages. 

(5) In den Fällen, in denen Ärzte Teilzeitarbeit gemäß § 14 dieses Manteltarifvertra-
ges vereinbart haben, verringern sich die Höchstgrenzen der wöchentlichen Ar-
beitszeit in den vorstehenden Absätzen 1 bis 3 in demselben Verhältnis wie die 
Arbeitszeit dieser Ärzte zu der regelmäßigen Arbeitszeit der Vollbeschäftigten 
verringert worden ist. Mit Zustimmung des Arztes oder aufgrund von dringenden 
betrieblichen Belangen kann hiervon abgewichen werden.  

(6) Der Arzt verpflichtet sich im Rahmen begründeter betrieblicher Notwendigkeiten 
zur Leistung von Rufbereitschaft. Rufbereitschaft leisten Beschäftigte, die sich 
auf Anordnung des Arbeitgebers außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer 
dem Arbeitgeber anzuzeigenden Stelle aufhalten, um auf Abruf die Arbeit aufzu-
nehmen. Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass Beschäftigte 
vom Arbeitgeber mit einem Mobiltelefon oder einem vergleichbaren technischen 
Hilfsmittel ausgestattet sind.  

(7) Der Arbeitgeber darf Rufbereitschaft nur anordnen, wenn erfahrungsgemäß le-
diglich in Ausnahmefällen Arbeit anfällt. Durch tatsächliche Arbeitsleistung inner-
halb der Rufbereitschaft kann die tägliche Höchstarbeitszeit von zehn Stunden (§ 
3 ArbZG) überschritten werden (§ 7 ArbZG). 



(8) Die Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschaftsdienstes erfolgt durch 
die Betriebsparteien oder durch eine Nebenabrede zum Arbeitsvertrag. Sofern 
eine Nebenabrede erfolgt, geht diese der Zuweisung durch die Betriebsparteien 
vor. Eine hierzu erfolgte Nebenabrede kann mit einer Frist von 3 Monaten jeweils 
zum Ende eines Kalenderhalbjahres gekündigt werden. 

(9) Bei Ärzten wird die nach dem TV-Ärzte Entgelt KLL als Arbeitszeit bewertete Zeit 
des Bereitschaftsdienstes vorrangig durch Freizeit abgegolten (nachfolgend auch 
Freizeitausgleich). Der Freizeitausgleich kann durch den Arbeitgeber bis zum 
Ende des dritten Kalendermonats (nachfolgend auch Drei-Monats-Frist) angeord-
net werden. Soweit ein Freizeitausgleich innerhalb der Drei-Monats-Frist nicht 
möglich ist, wird das aus der bewerteten Arbeitszeit nach TV-Ärzte Entgelt KLL 
ermittelte Bereitschaftsdienstentgelt am Zahltag des folgenden Kalendermonats 
fällig. 

(10) Bei Ableistung von mehr als 29 Bereitschaftsdiensten im Kalenderhalbjahr erhält 
der Arzt für jeden weiteren Bereitschaftsdienst jeweils einen halben Tag arbeits-
frei. Bei teilzeitbeschäftigten Ärzten werden die Anzahl der Bereitschaftsdienste 
und der Umfang der Freistellung nach vorstehendem Satz 1 entsprechend dem 
Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen Arbeits-
zeit zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Ärzte ge-
kürzt. Bei mehr als 29 Bereitschaftsdiensten im Kalenderhalbjahr erhalten teilzeit-
beschäftigte Ärzte ebenfalls für jeden weiteren Bereitschaftsdienst einen halben 
Tag arbeitsfrei. Bereitschaftsdienste mit einer Dauer von weniger als 8 Stunden 
zählen als halber Dienst. Die Inanspruchnahme der Freistellung ist innerhalb des 
folgenden Kalenderhalbjahres tageweise möglich. Ist dies aus dringenden be-
trieblichen oder persönlichen Gründen nicht möglich, erfolgt spätestens im da-
rauffolgenden Kalenderhalbjahr die Gewährung der Freistellung oder auf Antrag 
des Arztes ein finanzieller Ausgleich mit dem individuellen Stundenentgelt. Sich 
nach Absatz 10 Satz 2 ergebende Bruchteile von Freistellungstagen von weniger 
als 0,5 werden davon abweichend am Ende des Kalenderhalbjahres mit der Über-
stundenvergütung abgegolten. 

 
  



§ 18  
Arbeitszeitkonto15 

(1) Aufgrund einer tarifvertraglichen Regelung zwischen dem Marburger Bund Sach-
sen und den Sana Kliniken Leipziger Land kann ein Arbeitszeitkonto eingerichtet 
werden. In dieser tarifvertraglichen Regelung wird festgelegt, in welchen Abtei-
lungen, Bereichen, Betriebs- oder Verwaltungsteilen das Arbeitszeitkonto einge-
richtet wird. In dem Tarifvertrag sind insbesondere folgende Regelungen zu tref-
fen: 

a) nach dem Umfang des beantragten Freizeitausgleichs gestaffelte Fristen für 
das Abbuchen von Zeitguthaben oder für den Abbau der Zeitschulden durch 
den Arzt, 

b) das Verfahren zur Entnahme von Zeiten des Arbeitszeitkontos, 

c) die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten (z.B. 
an bestimmten Brückentagen), 

d) die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen bereits genehmigten Freizeitaus-
gleich widerruft, 

e) das Verfahren der Übertragung von Zeitguthaben nach Ablauf eines Kalen-
derjahres, 

f) aus welchen Gründen Anträge auf in Tagen beantragte Entnahme von Zeiten 
des Arbeitszeitkontos durch den Arbeitgeber abgelehnt werden können. 

(2) Durch Dienstplan oder Gleitzeitregelung kann die regelmäßige monatliche Ar-
beitszeit unter Zahlung der monatlichen tariflichen Vergütung um 32 Stunden 
über- und um 22 Stunden unterschritten werden (Zeitkorridor). Bei Teilzeitkräften 
reduziert sich der Zeitkorridor entsprechend dem Verhältnis der individuell ver-
einbarten Arbeitszeit zur Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten; auf Wunsch des 
Teilzeitbeschäftigten kann der Zeitkorridor auf 22 Stunden pro Monat erhöht wer-
den. Ob und in welchem Umfang bei der vorstehenden Überschreitung der regel-
mäßigen monatlichen Arbeitszeit Mehrarbeitszuschläge zu gewähren sind, be-
stimmt sich nach § 15 Abs. 2 sowie § 4 TV-Ärzte Entgelt KLL. 

(3) Die auf das Arbeitszeitkonto des Arztes übertragenen Unter- oder Überschreitun-
gen der regelmäßigen monatlichen Arbeitszeit sind innerhalb eines Ausgleichs-
zeitraums von 52 Wochen durch Arbeitszeit bzw. durch Freizeit oder Bezahlung 
auszugleichen. Freizeitausgleich hat Vorrang gegenüber Bezahlung. Auf das fol-
gende Kalenderjahr können maximal 96 Stunden als Zeitguthaben oder 22 

 
15 Protokollnotiz zu § 18: Die Tarifpartner sind sich einig, dass durch den tarifvertraglichen Re-

gelungsvorbehalt die Regelungsbefugnis der Betriebsparteien gemäß § 77 Abs. 3 BetrVG entzo-
gen ist. 



Stunden als Zeitschulden übertragen werden. Diese Stundensalden sind in der 
Regel bis zum Ende des 4. Monats des nächsten Kalenderjahres auszugleichen. 

(4) Auf das Arbeitszeitkonto können ferner die in Zeit umgewandelten Zuschläge ge-
bucht werden (Faktorisierung). Weitere Kontingente zur Faktorisierung können in 
einem Landestarifvertrag freigegeben werden (z.B. Rufbereitschafts-/Bereit-
schaftsdienst-entgelte, Mehrarbeitszuschläge). Die Guthaben, die durch Faktori-
sierung angesammelt wurden, können die nach Absätzen 2 und 3 festgelegten 
Höchstzeiten überschreiten. Der Arzt entscheidet für einen in der Betriebsverein-
barung festgelegten Zeitraum, ob und welche der faktorisierten Zuschläge und 
Entgelte auf das Arbeitszeitkonto gebucht werden.  

(5) Im Falle der Faktorisierung von Bereitschaftsdiensten entspricht 1 Stunde Bereit-
schaftsdienst 

nach § 6 Abs. 1 TV-Ärzte Entgelt KLL  

in der Stufe I:  37 Minuten, 

in der Stufe II: 46 Minuten, 

in der Stufe III: 55 Minuten 

zuzüglich an Feiertagen: 15 Minuten (§ 6 Abs. 6 TV-Ärzte Entgelt KLL). 

(6) Im Falle einer unverzüglich angezeigten und durch ärztliches Attest nachgewie-
senen Arbeitsunfähigkeit während eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto tritt 
eine Minderung des Zeitguthabens nicht ein. 

(7) Anträge auf in Tagen beantragte Entnahme von Zeiten des Arbeitszeitkontos sol-
len nur aus dringenden betrieblichen Gründen abgelehnt werden. 

(8) Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses sind Zeitguthaben durch Freizeit unter 
Fortzahlung der Vergütung auszugleichen, kann diese Freizeit aus betrieblichen 
Gründen nicht erteilt werden, wird das Zeitguthaben ausgezahlt. Ob und in wel-
chem Umfang innerhalb des Zeitguthabens bzw. bei dessen Freizeitausgleich 
oder Auszahlung Mehrarbeitszuschläge zu berücksichtigen sind, bestimmt sich 
nach den Regelungen des § 4 TV-Ärzte Entgelt KLL. Zeitschulden sind durch den 
Arzt vor dem Ende des Arbeitsverhältnisses auf Anordnung des Arbeitgebers ab-
zuleisten. Sofern der Beschäftigte ohne eigenes Verschulden daran gehindert ist, 
verfallen die Zeitschulden.16 

(9) Zeitguthaben nach vorstehendem Absatz 8 sind vererbbar. 

 
16  Protokollnotiz zu § 18 Abs. 8 Satz 4: Soweit Zeitschulden aufgrund auffälliger Arbeitsunfähig-

keit des Arztes zu verfallen drohen, kann der Arbeitgeber die Arbeitsunfähigkeit durch amts-
ärztliche Untersuchung prüfen lassen.  



(10) Der Arbeitgeber kann mit dem Arzt die Einrichtung eines Langzeitkontos und des-
sen weitere Verwendung vereinbaren. Hierbei ist der Betriebsrat zu beteiligen. 
Die Grundsätze für die Einrichtung von Langzeitkonten sowie die Regelung zur 
Insolvenzsicherung sind in einer Betriebsvereinbarung zu regeln. 

 

§ 19  
Beschäftigungszeit 

(1) Beschäftigungszeit ist die Zeit, die der Arzt nach vollendetem 16. Lebensjahr in 
einem Arbeitsverhältnis beim Arbeitgeber bzw. dessen Rechtsvorgänger ver-
bracht hat, auch wenn das Arbeitsverhältnis zwischenzeitlich unterbrochen 
wurde.17  

(2) Die Beschäftigungszeit wird durch einen Erziehungsurlaub nach dem Gesetz zum 
Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub nicht unterbrochen. Gleiches gilt nach nä-
herer Maßgabe des Gesetzes über den Schutz des Arbeitsplatzes bei Einberu-
fung zum Wehrdienst für die Zeit des Grundwehrdienstes oder des Wehrersatz-
dienstes sowie für die Zeit einer Wehrübung. 

 

§ 20 
Entgelt 

(1) Der Arzt erhält Entgelt nach Maßgabe des jeweils für den Arbeitgeber geltenden 
Entgelttarifvertrages (TV Ärzte Entgelt KLL).  

(2) Das monatliche Grundentgelt und ständige Zulagen/Zuschläge nach dem Ent-
gelttarifvertrag stehen dem Arzt an dem im Entgelttarifvertrag festgelegten Fällig-
keitstag zur Verfügung. Der Beschäftigte erhält über die Auszahlung des Entgelts 
eine schriftliche Abrechnung. 

(3) Wird einem Arzt vorübergehend eine andere Tätigkeit übertragen, die den Tätig-
keitsmerkmalen einer höheren als seiner Entgeltgruppe entspricht und hat er 
diese mindestens 1 Monat ausgeübt, erhält er ab dem Kalendermonat der unmit-
telbar auf die Übertragung folgt und für jeden folgenden vollen Kalendermonat 
dieser Tätigkeit eine persönliche Zulage. 

 
17  Protokollnotiz zu § 19 Abs. 1: Die Tarifpartner sind sich einig, dass im Falle einer künftigen 

gesetzlichen Gleichstellung des sozialen Jahres mit Berufsausbildungszeiten auch die in § 19 
getroffenen Regelungen angepasst werden in dem Bestreben, diese Zeiten als Beschäftigungs-
zeiten anzuerkennen.  



(4) Die persönliche Zulage nach vorstehendem Absatz 3 bemisst sich aus dem Un-
terschied zwischen dem Entgelt, das dem Arzt zustehen würde, wenn er in der 
höheren Entgeltgruppe eingruppiert wäre, und dem Entgelt der Entgeltgruppe, in 
der er eingruppiert ist. Die persönliche Zulage wird am Fälligkeitstag jeweils zu-
sammen mit dem monatlichen Grundentgelt gezahlt. Der Arzt, der nach Absatz 3 
Anspruch auf die persönliche Zulage hat, erhält diese auch im Falle der Arbeits-
befreiung unter Fortzahlung des Entgelts sowie bei Arbeitsunfähigkeit und Erho-
lungsurlaub so lange, bis die Übertragung widerrufen wird oder aus sonstigen 
Gründen endet. 

 

§ 21  
Betriebliche Altersversorgung und vermögenswirksame Leistung 

Der Arbeitgeber gewährt eine betriebliche Altersversorgung nach näherer Maß-
gabe des Tarifvertrages zur betrieblichen Altersversorgung (Versorgungstarifver-
trag). 

§ 2218 
Berufliche Fort- und Weiterbildung 

(1) Der Arbeitgeber fördert Maßnahmen der Fort- und Weiterbildung. Sie werden 
vom Arbeitgeber gefördert durch Freistellung des Arztes von der Arbeit unter Fort-
zahlung des Grundentgelts und die Übernahme von Kosten für Referenten, 
Räumlichkeiten, Kursgebühren und eine externe Unterbringung. Die Teilnahme 
an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen bedarf der vorherigen schriftlichen Zu-
stimmung des Arbeitgebers und gilt als Dienstreise, soweit sie vom Arbeitgeber 
als solche genehmigt ist. 

(2) Bei der Fort- und Weiterbildung auf Antrag des Arztes ist der berufliche Bezug 
der Fort- und Weiterbildung vor Beginn der Maßnahme durch Unterlagen (z.B. 
Programm, Themenliste, Referenzen des Veranstalters) nachzuweisen. Bei einer 
beruflichen Fort- und Weiterbildung auf Veranlassung des Arbeitgebers entfällt 
der Nachweis des beruflichen Bezugs. Näheres kann durch eine Betriebsverein-
barung geregelt werden. 

(3) Der Arbeitgeber ist sich der besonderen Bedeutung der Fort- und Weiterbildung 
aller Berufsgruppen bewusst. Er wird im ärztlichen Dienst konzernweite Qualifi-
zierungsmaßnahmen durchführen, insbesondere folgende Maßnahmen: 

 
Protokollnotiz zu § 22: Die Parteien weisen darauf hin, dass eine verpflichtende Teilnahme an hausin-
ternen Schulungen als Arbeitszeit bewertet ist. 



a) Für Beschäftigte, die sich in Facharzt-, Schwerpunktweiterbildung oder Zu-
satzausbildung nach dem „Gesetz über befristete Arbeitsverträge mit Ärzten 
in Weiterbildung“ befinden, ist ein Weiterbildungsplan aufzustellen, der unter 
Berücksichtigung des Standes der Weiterbildung die zu ermittelnden Ziele und 
Inhalte der Weiterbildungsabschnitte sachlich und zeitlich gegliedert festlegt. 

b) Die Weiterbildung ist vom Unternehmen im Rahmen des Versorgungsauftra-
ges bei wirtschaftlicher Betriebsführung so zu organisieren, dass der Arzt die 
festgelegten Weiterbildungsziele in der nach der jeweiligen Weiterbildungs-
ordnung vorgesehenen Zeit erreichen kann.  

c) Können Weiterbildungsziele aus Gründen, die der Arbeitgeber zu vertreten 
hat, in der vereinbarten Dauer des Arbeitsverhältnisses nicht erreicht werden, 
so ist die Dauer des Arbeitsvertrages entsprechend zu verlängern. Die Rege-
lungen des „Gesetzes über befristete Arbeitsverträge mit Ärzten in Weiterbil-
dung“ bleiben hiervon unberührt und sind für den Fall lang andauernder Ar-
beitsunfähigkeit sinngemäß anzuwenden. Vorstehender Absatz 3 lit. b) bleibt 
unberührt.  

(4) Für Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen ist vorab mit dem Arzt eine Vereinba-
rung mit der Maßgabe zu treffen, dass Kostenzuschüsse des Arbeitgebers für die 
Dauer von 24 Monaten - gerechnet ab dem Abschluss der Bildungsmaßnahme - 
an eine Rückzahlungsverpflichtung des Arztes gebunden sind, wenn die Bil-
dungsmaßnahme dem Arzt aktuell oder künftig einen beruflichen Vorteil bringen 
kann und der Zuschuss des Arbeitgebers den Betrag von 1.000,- € pro Jahr und 
Arzt übersteigt. Scheidet der Beschäftigte sodann vor Ablauf der 24 Monate aus 
einem in der Person des Arztes liegenden Grund oder auf Veranlassung des Arz-
tes aus dem Arbeitsverhältnis aus, ist er verpflichtet, dem Arbeitgeber bei Aus-
scheiden im 

a) 1. Jahr die vollen Kostenzuschüsse des Arbeitgebers abzüglich 1.000,- €, 

b) im 2. Jahr die Hälfte der Kostenzuschüsse für die Weiterbildungsmaßnahme 
abzüglich 1.000,- € 

  zurückzuerstatten. Die Rückzahlungspflicht entfällt bei Ausscheiden wegen  

 a) Krankheit, 

b) Betreuung von Kindern innerhalb der ersten beiden Jahre nach der Entbin-
dung, 

c) Betreuung von nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Ange-
hörigen (Kinder, Ehepartner und Lebenspartner, Eltern, Großeltern). 

 



§ 23 
Schutzkleidung, Berufskleidung 

(1) Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder vom Ar-
beitgeber angeordnet ist, wird sie dem Arzt unentgeltlich zur Verfügung gestellt 
und bleibt Eigentum des Arbeitgebers. Als Schutzbekleidung sind Kleidungsstü-
cke anzusehen, die bei bestimmten Tätigkeiten an bestimmten Arbeitsplätzen an-
stelle oder über der sonstigen Kleidung des Arztes zum Schutze gegen Witte-
rungsunbilden und andere gesundheitliche Gefahren oder außergewöhnliche Be-
schmutzung getragen werden müssen. Die Schutzkleidung muss geeignet und 
ausreichend sein. Die Kosten für die Reinigung und Instandhaltung der Schutz-
kleidung trägt der Arbeitgeber. 

(2) Der Arbeitgeber stellt die notwendige Berufskleidung. Er kann Weisungen zum 
Tragen der Berufskleidung treffen. Informations-, Mitwirkungs- und Mitbestim-
mungsrechte bleiben unberührt. Die Kosten für die Reinigung und Instandhaltung 
der auf schriftliche Anordnung zu tragenden notwendigen Berufskleidung trägt 
der Arbeitgeber. 

 

§ 24  
Dienstreisen 

(1) Für vom Arbeitgeber genehmigte Dienstreisen werden Reisekosten erstattet. Die 
Erstattung der Reisekosten richtet sich nach dem Bundesreisekostengesetz mit 
der Maßgabe, dass für angefallene Reisekosten nur der Tarif der Bahn für die 2. 
Klasse erstattet wird, es sei denn, die Benutzung der Bahn ist nachweislich nicht 
das günstigste Reisemittel, insbesondere weil alternative Reisemittel unter Be-
rücksichtigung der ggf. verkürzten Reisezeiten geringere Kosten unter Berück-
sichtigung einer ggf. erheblichen Verkürzung des Zeiteinsatzes des Arztes verur-
sachen. Sofern für die Reise ein Dienstwagen zur Verfügung steht, ist dieser zu 
nutzen. Eine Pauschalierung der Reisekostenerstattung durch Nebenabrede zum 
Arbeitsvertrag ist möglich, erstmals jedoch frühestens durch Nebenabrede 6 Mo-
nate nach Beginn des Arbeitsverhältnisses.  

(2) Bei Dienstreisen gilt die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am auswärtigen 
Geschäftsort als Arbeitszeit. Reisezeiten werden darüber hinaus maximal bis zur 
dienstplanmäßigen regelmäßigen Arbeitszeit eines Arztes berücksichtigt, höchs-
tens jedoch mit der durchschnittlichen täglichen Regelarbeitszeit des Arztes. So-
fern die Dienstreise aufgrund der Entfernung bzw. Terminierung am auswärtigen 
Geschäftsort im Einzelfall vom Arzt an arbeitsfreien Tagen oder an Sonn- bzw. 
Feiertagen angetreten oder abgeschlossen werden muss, wird für diese Tage die 



tatsächliche Reisezeit, jedoch bis maximal 4 Stunden pro Reisetag, als Arbeits-
zeit berücksichtigt.19  

(3) Durch Betriebsvereinbarung können auf betrieblicher Ebene durch den Arbeitge-
ber und die jeweils zuständige Arbeitnehmervertretung ergänzende Regelungen 
zu den vorstehenden Absätzen 1 und 2 getroffen werden.  

 

§ 25 
Krankenbezüge, Krankengeldzuschuss 

(1) Dem Arzt werden im Falle einer durch Krankheit oder Unfall verursachten Arbeits-
unfähigkeit bis zur 6. Woche (42. Tag) der Arbeitsunfähigkeit Krankenbezüge wei-
ter gezahlt in Höhe des Urlaubsentgelts, das ihm zustehen würde, wenn er Erho-
lungsurlaub hätte (§ 26 dieses Manteltarifvertrages).20 Wird der Beschäftigte vor 
Ablauf von 6 Monaten seit dem Ende der Arbeitsunfähigkeit aufgrund derselben 
Ursache erneut arbeitsunfähig, werden die Krankenbezüge nur bis zu insgesamt 
6 Wochen gezahlt.  

(2) Über die Krankenbezüge nach Absatz 1 hinaus wird in ein und demselben Krank-
heitsfall ab der 7. Woche ein Zuschuss zu den Barleistungen der gesetzlichen 
Kranken- und Unfallversicherung bei einer Beschäftigungszeit von  

 mehr als 2 Jahren längstens bis zum Ende der 15. Woche, 

mehr als 7 Jahren längstens bis zum Ende der 26. Woche, 

mehr als 15 Jahren längstens bis zum Ende der 39. Woche 

der Arbeitsunfähigkeit gezahlt. Der Zuschuss beträgt den jeweiligen Unter-
schiedsbetrag zwischen den Barleistungen des Sozialleistungsträgers und der 
Nettourlaubsvergütung. 

(3) Krankenbezüge und Krankengeldzuschüsse werden nicht über den Zeitpunkt der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus gezahlt. Krankenbezüge und Kran-
kengeldzuschüsse werden nicht über den Zeitpunkt hinaus gewährt, zu dem der 
Beschäftigte Bezüge aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder aus der 

 
19  Protokollerklärung zu § 24 Abs. 2: Reisezeiten werden bei Dienstreisen, die während dienst-

freier Tage wahrgenommen werden müssen, höchstens bis zur dienstplanmäßigen täglichen 
Arbeitszeit berücksichtigt, maximal jedoch bis zur Höhe der täglichen regelmäßigen Arbeitszeit 
beim Arbeitgeber für Vollzeitbeschäftigte (derzeit 8 Stunden). Diese Regelungen gelten entspre-
chend für Teilzeitbeschäftigte. 

20  Protokollnotiz zu § 25 Abs. 1 Satz 1: Die Tarifpartner sind sich einig, dass die Einzelheiten zur 
Berücksichtigung von durch Krankheit ausgefallenen Bereitschaftsdienstzeiten in den Fällen, 
in denen Bereitschaftsdienst gemäß Dienst- oder Arbeitszeitplan regelmäßig in vollem Umfang 
durch Freizeit ausgeglichen wird, durch Betriebsvereinbarung geregelt werden können.  



gesetzlichen Unfallversicherung erhält. Krankenbezüge oder Krankengeldzu-
schuss, die über diesen Zeitpunkt hinaus gewährt worden sind, gelten als Vor-
schüsse auf die für den Zeitraum der Überzahlung zustehenden Leistungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung (einschließlich rentenersetzender Übergangs-
gelder) oder der betrieblichen Altersversorgung. 

(4) Kündigt der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis aus Anlass des Krankheitsfalles 
und endet das Arbeitsverhältnis vor Ablauf der 6. Woche der Arbeitsunfähigkeit, 
behält der Beschäftigte abweichend von vorstehendem Absatz 3 Satz 1 den An-
spruch auf Krankenbezüge bis zum Ende der 6. Woche der Arbeitsunfähigkeit. 
Das gleiche gilt, wenn der Beschäftigte während der Arbeitsunfähigkeit das Ar-
beitsverhältnis aus einem vom Arbeitgeber zu vertretenden Grund kündigt, der 
den Arzt zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist berechtigt. 

(5) Krankenbezüge und Krankengeldzuschüsse nach vorstehenden Absätzen 1 und 
2 sind auch zu gewähren bei einer stationär durchzuführenden medizinischen 
Vorsorge oder Rehabilitation, die ein Sozialleistungsträger aus medizinischen 
Gründen für den Arzt bewilligt hat. 

(6) Anspruch auf Krankengeldzuschuss nach vorstehendem Absatz 2 hat auch ein 
Beschäftigter, für den keine Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung besteht mit der Maßgabe, dass für die Berechnung des Krankengeld-
zuschusses die Leistungen zugrunde zu legen sind, die dem Arzt als Pflichtver-
sicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung zustünden; sofern der Be-
schäftigte aus der privaten Krankenversicherung oder von einem sonstigen an 
die Stelle der Sozialversicherung tretenden Leistungserbringer höhere Leistun-
gen als die nach Satz 1 zu berücksichtigenden erhält, sind die höheren maßgeb-
lich. 

 

§ 26 
Erholungsurlaub 

(1) Der Arzt hat in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter Zahlung 
des Urlaubsentgelts. Der Urlaub dient der Erholung und der Erhaltung der Ar-
beitskraft. Während des Urlaubs darf der Beschäftigte deshalb keine dem Ur-
laubszweck widersprechende Erwerbstätigkeit leisten. Der Urlaub ist grundsätz-
lich zusammenhängend zu gewähren. Ein Urlaubsteil pro Kalenderjahr soll - unter 
Wahrung der betrieblichen Belange - so bemessen sein, dass der Beschäftigte 
für 3 volle Wochen von der Arbeit befreit ist. 

 



(2) Für die Berechnung der Urlaubsentgelte werden zugrunde gelegt 

a) das Grundentgelt gemäß dem Entgelttarifvertrag, 

b) das Entgelt für Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit und Bereitschafts- 
und Rufbereitschaftsdienst nach dem Durchschnitt des vorangegangenen Ka-
lenderjahres (zuzüglich etwaiger Entgelttariferhöhungen des laufenden Kalen-
derjahres). Bei Ärzten, die im vorangegangenen Kalenderjahr nicht mindes-
tens 12 Monate Entgelt erhalten haben, wird der Durchschnitt der letzten 3 
Monate zugrunde gelegt, in denen Entgelt gezahlt wurde. 

(3) Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche 
beträgt der Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage. 

Bei Ärzten, die dienstplanmäßig über einen zusammenhängenden Zeitraum von 
mindestens 8 Monaten durchgängig mehr oder weniger als 5 Arbeitstage pro Wo-
che zu leisten haben, erhöht oder vermindert sich der Urlaubsanspruch entspre-
chend. Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen halben Tag ergeben, 
sind auf volle Urlaubstage aufzurunden. 

(4) Der Anspruch auf den vollen Urlaub entsteht nach einer Wartezeit von 6 Monaten. 

(5) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe des Urlaubsjahres, so beträgt 
der Urlaubsanspruch ein Zwölftel für jeden vollen Beschäftigungsmonat. Bruch-
teile von Urlaubstagen sind auf volle Urlaubstage aufzurunden. 

(6) Spätestens zu Beginn des Kalenderjahres ist ein Urlaubsplan aufzustellen. Dabei 
ist auf die Wünsche der Urlaubsberechtigten soweit wie möglich Rücksicht zu 
nehmen. Urlaub, der nicht spätestens 3 Monate nach Ablauf des Kalenderjahres 
angetreten ist, verfällt ohne Anspruch auf das Urlaubsentgelt, es sei denn, er 
wurde erfolglos schriftlich geltend gemacht. Kann der Urlaub wegen einer nach 
Ablauf des Kalenderjahres eingetretenen Krankheit nicht mehr innerhalb der        
3-monatigen Verfallsfrist genommen werden, verlängert sich der Zeitraum bis 
zum Verfall des Urlaubs um weitere 3 Monate ab Nachweis der Krankheit gemäß 
§ 10 Abs. 3 dieses Manteltarifvertrages. Kann der Urlaub wegen Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses ganz oder teilweise nicht mehr gewährt werden, so ist er ab-
zugelten. 

(7) Erkrankt der Beschäftigte während seines Urlaubs und zeigt er dies unverzüglich 
an, so werden die durch ärztliches Zeugnis nachgewiesenen Tage der Arbeitsun-
fähigkeit auf den Urlaub nicht angerechnet. Der Beschäftigte hat sich nach Ablauf 
der bewilligten Urlaubsdauer bzw. nach Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit 
zur Arbeitsleistung zur Verfügung zu stellen. Der Termin für den restlichen Urlaub 
wird erneut festgelegt. 



(8) Ärzte haben ihren Erholungsurlaub nach näherer Maßgabe der betrieblichen Re-
gelungen wie folgt zu verplanen:  

• 60% des Erholungsurlaubs für ein Kalenderjahr spätestens bis zum 
31.10. des Vorjahres, und 

• die restlichen 40% bis zum 30.04. des jeweiligen Kalenderjahres 

 

§ 27 
Zusatzurlaub, Sonderurlaub 

(1) Der Arzt erhält bei einer Leistung im Kalenderjahr von mindestens  

a) 150 Nachtarbeitsstunden  1 Arbeitstag, 

b) 300 Nachtarbeitsstunden  2 Arbeitstage, 

c) 450 Nachtarbeitsstunden  3 Arbeitstage,  

d) 600 Nachtarbeitsstunden   4 Arbeitstage 

Zusatzurlaub im folgenden Kalenderjahr.  

Für Ärzte, die in Wechselschichten arbeiten (§ 16 dieses Manteltarifvertrages), 
erhöht sich der Zusatzurlaub nach vorstehenden lit. a) bis d) um jeweils 1 Arbeits-
tag.  

Nachtarbeitsstunden, die in Zeiträumen geleistet werden, für die Zusatzurlaub für 
Wechselschicht zusteht, bleiben bei der Ermittlung der Nachtarbeitsstunden nach 
vorstehendem Satz 1 unberücksichtigt.21  

(2) Der Arzt erhält für die Zeit der Bereitschaftsdienste in den Nachtstunden (§ 15 
Abs. 3) einen Zusatzurlaub in Höhe von einem Arbeitstagen pro Kalenderjahr, 
sofern mindestens 1 bis 299 Stunden der Bereitschaftsdienste kalenderjährlich in 
die Zeit zwischen 20.00 bis 6.00 Uhr fallen. Der Arzt erhält einen Zusatzurlaub in 
Höhe von drei Arbeitstagen pro Kalenderjahr, sofern 300 oder mehr Stunden der 
Bereitschaftsdienste kalenderjährlich in die Zeit zwischen 20.00 bis 6.00 Uhr fal-
len. Dieser Zusatzurlaub wird jeweils im Folgejahr gewährt. 

(3) Der Arzt, der nachweislich Nichtraucher ist, erhält angesichts der positiven Sig-
nalfunktion - insbesondere auch gegenüber den Patienten - 1 Tag Zusatzurlaub 
pro Kalenderjahr unter Zahlung des Urlaubsentgelts. Die Eigenschaft als 

 
21  Protokollerklärung zu § 27 Abs. 1 Satz 3: Die Tarifpartner sind sich einig, dass mit den in Satz 

3 in Bezug genommenen Nachtarbeitsstunden lediglich die im Rahmen des Spätdienstes geleis-
teten Nachtarbeitsstunden gemeint sind. Damit soll vermieden werden, dass diese Nachtar-
beitsstunden auch in die summarische Aufrechnung der Nachtarbeitsstunden nach  
§ 27 Abs. 1 Satz 1 einfließen. 



Nichtraucher muss mindestens für den Aufenthalt des Arztes im Sichtbereich des 
Geländes des Arbeitgebers bestehen, sie wird nachgewiesen durch schriftliche 
Selbsterklärung des Arztes. Die Selbsterklärung kann auf Veranlassung des Ar-
beitgebers durch Stichproben überprüft werden. 

(4) Der Arzt soll auf Antrag Sonderurlaub ohne Fortzahlung seiner Bezüge erhalten, 
wenn dieser 

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder 

b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 
(Kinder, Ehepartner und Lebenspartner, Eltern, Großeltern) 

nachweislich betreut oder pflegt und dringende dienstliche oder betriebliche Be-
lange einer solchen Vereinbarung nicht entgegenstehen. Der Sonderurlaub ist 
auf bis zu 5 Jahre zu befristen. Er kann verlängert werden, ein Antrag auf Verlän-
gerung ist in der Regel 6 Monate, spätestens 4 Monate vor Ablauf des vereinbar-
ten Sonderurlaubs zu stellen. Diese Zeit des Sonderurlaubs gilt nicht als Beschäf-
tigungszeit nach § 19, es sei denn, dass der Arbeitgeber vor Antritt des Sonder-
urlaubs ein dienstliches oder betriebliches Interesse an der Beurlaubung gegen-
über dem Arzt schriftlich anerkannt hat. 

(5) Der Beschäftigte kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes unter Verzicht auf 
seine Bezüge Sonderurlaub erhalten, wenn die dienstlichen oder betrieblichen 
Verhältnisse es gestatten. Diese Zeit gilt nicht als Beschäftigungszeit nach § 19, 
es sei denn, dass der Arbeitgeber vor Antritt des Sonderurlaubs ein dienstliches 
oder betriebliches Interesse an der Beurlaubung gegenüber dem Arzt schriftlich 
anerkannt hat.  

(6) Die Dauer des Erholungsurlaubs nach § 26 einschließlich eines etwaigen Zu-
satzurlaubs nach vorstehenden Absätzen 1 und 2 vermindert sich für jeden vollen 
Kalendermonat eines Sonderurlaubs nach vorstehenden Absätzen 3 und 4 um 
ein Zwölftel. 

§ 27a 
Wahlmodell Zusätzliche freie Tage 

(1) Ärzte mit einer 5-Tage Woche können beginnend ab 2025 nach freier Wahl drei 
(ab 2026: oder sechs) zusätzliche freie Tage pro Kalenderjahr als Ausgleich für 
Belastung und zur Erholung erhalten.  

(2) Entscheidet sich ein Arzt für drei zusätzliche freie Tage, verringert sich das jewei-
lige individuelle Tabellenentgelt um 1,25% (ab 2026: bzw. um 2,5% bei Wahl von 
sechs zusätzlichen freien Tagen).  

 



(3) Bei einer vertraglich vereinbarten Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf 
weniger als fünf Tage in der Kalenderwoche, vermindert sich die Anzahl der zu-
sätzlichen freien Tage entsprechend. 

(4) Das Wahlrecht besteht zu Beginn eines Kalenderjahres und ist bis zum 30.Sep-
tember (erstmals für das Jahr 2025 bis zum 31.03.2025) des jeweiligen Vorjahres 
schriftlich gegenüber dem Arbeitgeber auszuüben. Die Wahl ist für das jeweils 
betreffende Kalenderjahr bindend und gilt so lange fort, bis der Beschäftigte er-
neut von seinem Wahlrecht Gebrauch macht.  

(5) Es gelten im Übrigen die tarifvertraglichen und gesetzlichen Bestimmungen zum 
Erholungsurlaub 

 

§ 28 
Arbeitsbefreiung 

(1) Der 24. Dezember und der 31. Dezember eines jeden Kalenderjahres sind, soweit 
die dienstlichen und betrieblichen Verhältnisse es zulassen, unter Fortzahlung 
des für den Arzt nach dem Entgelttarifvertrag maßgeblichen Entgelts jeweils 
ganztägig arbeitsfrei. Dem Arzt, dem diese Arbeitsbefreiung aus dienstlichen 
oder betrieblichen Gründen nicht erteilt werden kann, wird an einem anderen Tag 
entsprechende Freizeit unter Fortzahlung des Entgelts erteilt.  

(2) Der Beschäftigte wird, wenn die Angelegenheit nicht außerhalb der Arbeitszeit 
erledigt werden kann, unter Fortzahlung des Entgelts - soweit der Dienstausfall 
nicht von dritter Seite ersetzt wird - in den nachstehenden Fällen wie folgt freige-
stellt: 

 a) Niederkunft der Ehefrau oder einer Lebensgefährtin   1 Arbeitstag, 

 b) Tod des Ehegatten oder eines Lebenspartners,  
 eines Kindes, eines Elternteils   2 Arbeitstage, 

c) Umzug aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen  
 an einen anderen Ort  1 Arbeitstag, 

d) 25-, 40- und 50-jähriges Dienstjubiläum  1 Arbeitstag, 

e) Schwere Erkrankung 

aa)  eines Angehörigen oder Lebenspartners,  
soweit er in dessen Haushalt lebt  1 Arbeitstag, 

bb)  eines Kindes, das das 12. Lebensjahr noch nicht  
vollendet hat, wenn im laufenden Kalenderjahr  
kein Anspruch nach § 45 SGB V besteht oder  
bestanden hat  bis zu 4 Arbeitstage, 



cc)   einer Betreuungsperson, wenn der Beschäftigte deshalb  
        die Betreuung seines Kindes, das das 8. Lebensjahr noch  
        nicht vollendet hat oder wegen körperlicher, geistiger  
        oder seelischer Behinderung dauernd pflegebedürftig  
        ist, übernehmen muss    bis zu 4 Arbeitstage,  

  

  pro Kalenderjahr. 

Eine Freistellung erfolgt nur, soweit eine Person zur Pflege oder Betreuung 
nicht sofort zur Verfügung steht und der Arzt in den Fällen der lit. aa) und bb) 
die Notwendigkeit der Anwesenheit des Beschäftigten zur vorläufigen Pflege 
bescheinigt.  

Die Freistellung darf insgesamt 5 Arbeitstage im Kalenderjahr nicht über-
schreiten.  

f) am Tag der standesamtlichen Eheschließung / Eintragung der Lebenspartner-
schaft 
 

g) am Tag einer Prüfung bei der Sächsische Landesärztekammer (Facharzt,  
Subspezialisierung oder Zusatzweiterbildung) 
 

h) Ärztliche Behandlung des Beschäftigten, wenn diese nach ärztlicher Beschei-
nigung während der Arbeitszeit erfolgen muss,   

       erforderliche nachgewiesene  
Abwesenheitszeit, zuzüglich  

erforderlicher Wegezeiten. 
 

i) Zur Erfüllung staatsbürgerlicher Pflichten nach deutschem Recht, soweit die 
Arbeitsbefreiung gesetzlich vorgeschrieben ist und soweit die Pflichten nicht 
außerhalb der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verlegung, wahrgenom-
men werden können. In diesen Fällen besteht der Anspruch auf Fortzahlung 
des Entgelts nur insoweit, als der Arzt nicht Ansprüche auf Ersatz des Entgelts 
geltend machen kann. Die fortgezahlten Beträge gelten in Höhe des Ersatz-
anspruchs als Vorschuss auf die Leistungen der Kostenträger. Der Beschäf-
tigte hat den Ersatzanspruch geltend zu machen und die erhaltenen Beträge 
an den Arbeitgeber abzuführen. 

j) Zur Teilnahme an und Vorbereitung von Tarifverhandlungen wird den Mitglie-
dern der Tarifkommission Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts ge-
währt, die Dauer der Arbeitsbefreiung wird zwischen den Verhandlungspart-
nern geregelt.  



k) Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs- und von Berufsbildungsausschüs-
sen nach dem Berufsbildungsgesetz, für eine Tätigkeit in Organen von Sozi-
alversicherungsträgern sowie Ärztekammern und berufsständischen Versor-
gungswerken kann den Mitgliedern Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des 
Entgelts gewährt werden, sofern nicht dringende dienstliche oder betriebliche 
Interessen entgegenstehen. 

l) Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fällen Arbeitsbefreiung unter 
Fortzahlung des Entgeltes bis zu 3 Arbeitstagen gewähren. In begründeten 
Fällen kann bei Verzicht auf das Entgelt kurzfristige Arbeitsbefreiung gewährt 
werden, wenn die dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten. 

 

§ 29 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

(1) Das Arbeitsverhältnis endet durch  

a) Zeitablauf bei befristeten Arbeitsverhältnissen. Endet das Arbeitsverhältnis ei-
nes Arztes für Aufgaben von begrenzter Dauer durch das im Arbeitsvertrag 
bezeichnete Ereignis, so hat der Arbeitgeber dem Arzt den Zeitpunkt der Be-
endigung spätestens 4 Wochen vor Eintritt des Ereignisses mitzuteilen, sofern 
er selbst vom Eintritt des Ereignisses mindestens 4 Wochen vorher Kenntnis 
erlangt. Erlangt der Arbeitgeber erst später Kenntnis vom Eintritt des Ereig-
nisses, hat die Mitteilung des Arbeitgebers an den Arzt unverzüglich zu erfol-
gen. Die nach Maßgabe des Teilzeit- und Befristungsgesetzes jeweils zu wah-
renden Mitteilungs- und Informationspflichten bleiben unberührt. 

b) Wegfall der Einstellungsvoraussetzung bei zweckbestimmten Arbeitsverhält-
nissen, 

c) Kündigung, 

d) gegenseitiges Einvernehmen (Auflösungsvertrag), 

e) Eintritt der Erwerbsminderung oder Erwerbsunfähigkeit im Sinne der gesetzli-
chen  Rentenversicherung oder durch Erreichen der Altersgrenze für 
eine Rente wegen  Alters im Sinne der gesetzlichen Rentenversiche-
rung oder eines an die Stelle der gesetzlichen Rentenversicherung jeweils tre-
tenden berufsständischen Versorgungsträgers (z.B. ärztliches Versorgungs-
werk) (nachfolgend einheitlich jeweils nur „gesetzliche Rentenversicherung“ 
oder „Rentenversicherungsträger“ genannt).  

 Ein Arbeitsunfall oder eine beim Arbeitgeber zugezogene Berufserkrankung 
ist kein Beendigungs- oder Entlassungsgrund, solange die Erwerbsminderung 



oder Erwerbsunfähigkeit nicht durch Bescheid des Rentenversicherungsträ-
gers anerkannt worden ist.  

 Wird durch den Bescheid eines Rentenversicherungsträgers festgestellt, dass 
der Beschäftigte erwerbsgemindert oder erwerbsunfähig ist, so endet das Ar-
beitsverhältnis mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid zugestellt wird, 
bei anerkannten Schwerbehinderten frühestens mit Ablauf des Tages, an dem 
- soweit gesetzlich zwingend - die vorherige Erlaubnis des Integrationsamtes 
vorliegt. Das Arbeitsverhältnis endet nicht automatisch, wenn nach dem Be-
scheid des Rentenversicherungsträgers nur eine befristete Rente wegen ver-
minderter Erwerbsunfähigkeit gewährt wird; in diesem Fall ruht das Arbeits-
verhältnis mit allen Rechten und Pflichten von dem Tag an, der auf den nach 
vorstehendem Satz maßgebenden Zeitpunkt folgt, bis zum Ablauf des Tages, 
bis zu dem die befristete Rente bewilligt ist, längstens jedoch bis zum Ablauf 
des Tages, an dem das Arbeitsverhältnis endet. Der Beschäftigte hat den Ar-
beitgeber von der Zustellung des Rentenbescheids unverzüglich zu unterrich-
ten. 

 Das Arbeitsverhältnis endet bei einem Arzt, der - ohne Befristung - nur teil-
weise erwerbsgemindert ist, dann nicht, wenn der Beschäftigte innerhalb von 
2 Wochen nach Zugang des Rentenbescheids seine Weiterbeschäftigung 
beim Arbeitgeber schriftlich beantragt und der Beschäftigte nachweist, dass 
er nach seinem vom Rentenversicherungsträger festgestellten Leistungsver-
mögen auf seinem bisherigen oder einem anderen freien - seiner Erwerbs-
minderung entsprechenden - Arbeitsplatz beim Arbeitgeber weiterbeschäftigt 
werden kann, ohne dass dieser Weiterbeschäftigung dringende betriebliche 
oder dienstliche Gründe entgegenstehen. 

 Verzögert der Beschäftigte schuldhaft den Rentenantrag oder bezieht er Al-
tersrente nach § 36 oder § 37 SGB VI oder ist er nicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versichert, so tritt an die Stelle des Bescheides des ge-
setzlichen Rentenversicherungsträgers der Bescheid eines anderen für den 
Arzt zuständigen Versorgungsträgers (z.B. ärztliches Versorgungswerk) oder 
- sofern kein anderer Versorgungsträger zuständig ist - das Gutachten eines 
Vertrauensarztes. Das Arbeitsverhältnis endet im Fall des Gutachtens eines 
Vertrauensarztes mit Ablauf des Monats, in welchem dem Arzt das Gutachten 
bekannt gegeben worden ist. 

(2) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, mit Ablauf 
des Monats, in dem der Arzt das gesetzlich festgelegte Alter zum Erreichen einer 
abschlagsfreien Regelaltersrente vollendet hat. 



Wird der Arzt ab dem Zeitpunkt nach vorstehendem Satz 1 ausnahmsweise wei-
terbeschäftigt, so ist ein neuer schriftlicher Arbeitsvertrag abzuschließen. Dieses 
neue Arbeitsverhältnis kann jederzeit mit einer Frist von 4 Wochen zum Monats-
ende gekündigt werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts anderes vereinbart ist.22  

(3) Die Kündigungsfrist während der Probezeit beträgt für alle Ärzte (einschließlich 
der befristet beschäftigten Ärzte) und den Arbeitgeber 2 Wochen zum Quartal-
sende. 

(4) Die Kündigungsfrist beträgt nach Ablauf der Probezeit für alle Ärzte (einschließ-
lich der befristet beschäftigten Ärzte) und den Arbeitgeber 2 Monate zum Quar-
talsende. 

(5) Der Arbeitgeber und der Beschäftigte sind berechtigt, das Arbeitsverhältnis aus 
einem wichtigen Grund fristlos zu kündigen. Eine fristlose Kündigung muss 
schriftlich unter Angabe des Grundes erfolgen. 

(6) Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses muss der Beschäftigte die vom Arbeit-
geber zur Verfügung gestellten Schutz- und Berufskleidungen, Schlüssel und 
sonstigen Gegenstände gegen Rückgabebescheinigung vor Abrechnung des 
Entgelts zurückgeben. 

 

§ 30 
Ausschlussfristen 

Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis müssen innerhalb einer Ausschlussfrist von 6 
Monaten nach Entstehen des Anspruchs schriftlich geltend gemacht werden. Für den-
selben Sachverhalt reicht die einmalige Geltendmachung des Anspruchs aus, um die 
Ausschlussfrist auch für aus demselben Rechtsgrund später fällig werdende Leistun-
gen einzuhalten. 

 

§ 31 
Datenschutz 

Im Zusammenhang mit der Lohn- und Gehaltsabrechnung, dem Versicherungsschutz, 
Maßnahmen der Personalentwicklung sowie der betrieblichen Altersversorgung 

 
22  Protokollnotiz zu § 29 Abs. 2 (Altersgrenze zum Bezug der Regelaltersrente): Die Tarifpartner 

sind sich einig, dass Verhandlungen über eine Anpassung der Regelaltersgrenze zur Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses aufgenommen werden, sofern die Regelaltersgrenze durch ge-
setzliche Änderungen angepasst wird. Diese Verhandlungen werden auch abweichend von der 
tarifvertraglich vereinbarten Kündigungsfrist aufgenommen. 



werden personenbezogene Daten der Ärzte in einem automatisierten Verfahren ge-
speichert. Der Arbeitgeber stellt die vertrauliche Behandlung der Daten nach Maßgabe 
der gesetzlichen Bestimmungen sicher. 

 

§ 31a 
Arbeitnehmerüberlassung 

Mit schriftlicher Zustimmung des Arztes kann eine längere als die gesetzlich begrenzte 
Höchstüberlassungsdauer zu demselben Entleiher (derzeit in § 1 Abs. 1b AÜG) erfol-
gen/ vereinbart werden. Der Arzt kann diese Zustimmung mit einer Frist von drei Mo-
naten widerrufen.  

In den ersten neun Monaten einer Arbeitnehmerüberlassung wird hinsichtlich des Ar-
beitsentgelts von der Einhaltung des Gleichstellungsgrundsatzes ausgegangen. 

 

§ 32 
Bekanntgabe 

Dieser Manteltarifvertrag ist an einer geeigneten, allen Ärzten zugänglichen Stelle aus-
zulegen.  

 

§ 33  
Salvatorische Klausel 

Sollte eine Bestimmung dieses Manteltarifvertrages ganz oder teilweise rechtsunwirk-
sam sein oder werden, so wird die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht 
berührt. Die Tarifpartner werden für diesen Fall die unwirksame Bestimmung nachver-
handeln. 

 

§ 34  
Inkrafttreten, Laufzeit 

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 

(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von 3 Monaten zum Schluss eines Kalen-
derjahres schriftlich gekündigt werden, erstmals zum 30.06.2026. 

(3) Abweichend von § 34 Abs. 2 MantelTV-Ärzte KLL kann § 13 Abs. 1 S. 7 Man-
telTV-Ärzte KLL isoliert mit einer Frist von einem Monat zum Monatsende gekün-
digt werden, erstmals zum 30.06.2026. 



Sana Kliniken Leipziger Land GmbH 

 

Borna,  

 

………………………………..   

Geschäftsführung 

 

 

Marburger Bund Landesverband Sachsen 

 

Dresden, 

 

…………………………………  

1. Vorsitzender     
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Anlage 1 
 
 

Eckpunkte Zeitwertkonten 
 

• Grundlage: §18 MTV-Ärzte KLL 

• Geltungsbereich: Ärztinnen und Ärzte, deren Arbeitsverhältnis sich nach dem 
MTV und TV Entgelt Ärzte KLL bestimmt  

• Kein automatischer „Überlauf“ von Stunden in das Konto, sondern Einzahlung 
von Wertguthaben/€-Summen durch vorübergehenden „Verzicht“ auf Tarifent-
gelt möglich 

• Gesamtvolumen der maximal möglichen Stunden im Betrieb: 1.200 Stunden  

• Zwei Phasen der Beantragung: 

Phase 1:  max. 80 Std./Arzt – Antragstellung bis 31.03. eines Kalenderjahres 
– sofern dann noch Restvolumen: Phase 2 

Phase 2:  120 Std./Arzt – Antragstellung ab 01.04. eines Kalenderjahres 

• Ankündigung der Freistellungsphase parallel zur Einzahlung, mindestens 9 Mo-
nate vorher 

• Anspruch auf entsprechende Gewährung der Freistellung, wenn noch kein an-
derer Arzt dieser Abteilung zur gleichen Zeit Freistellung nach diesen Regelun-
gen in Anspruch nimmt; ggf. Sonderregelung für besonders große Abteilung    

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Anlage 2 
 
 
Vereinbarung zum Umgang mit den Auswirkungen des Tarifeinheitsgesetzes 

 
 
Die Sana Kliniken Leipziger Land GmbH, 

Rudolf-Virchow-Straße 2, 

04552 Borna, 
 
und 

 

der Marburger Bund Landesverband Sachsen 

Glacisstr. 2 

01099 Dresden 

vereinbaren folgendes: 

1.   

Die Sana Kliniken Leipziger Land GmbH wird zur Vermeidung von Tarifkollisionen 
i.S.d. § 4a TVG Tarifverträge die die Arbeitsbedingungen oder Entgelte von Ärztin-
nen und Ärzten regeln ausschließlich mit dem Marburger Bund abschließen oder fort-
führen. 

2.   

Für die Laufzeit dieser Vereinbarung erklären die Parteien, keinen Antrag gemäß  
§§ 2a Abs. 1 Nr. 6, 99 ArbGG zu stellen. 

3.   

Die Sana Kliniken Leipziger Land GmbH verpflichtet sich, bei unter den persönli-
chen Anwendungsbereich des TV Ärzte LSK fallenden Mitgliedern des Marburger 
Bundes, Arbeitsvertragsmuster anzubieten, die eine Bezugnahmeklausel enthalten, 
wonach sich die Bedingungen dieses Arbeitsverhältnisses nach dem mit dem Marbur-
ger Bund geschlossenen Tarifvertrag in seiner jeweils geltenden Fassung richten, so-
lange der Arbeitgeber Vertragspartei des entsprechenden Tarifvertrages ist - unabhän-
gig von der Frage, ob der Tarifvertrag nach § 4a Abs. 2 TVG verdrängt wird oder nicht. 

 



4.   
Diese Vereinbarung kann erstmalig zum 31.12.2026 mit einer Frist von 6 Monaten zum 
Jahresende gekündigt werden. Wird die Vereinbarung nicht gekündigt, so verlängert 
sich die Laufzeit um jeweils weitere 5 Jahre. Sollten durch eine Änderung der Rechts-
lage die vorstehenden Regelungen undurchführbar oder erheblich eingeschränkt wer-
den, besteht ein Recht auf außerordentliche Kündigung. Die Vertragsparteien ver-
pflichten sich für diesen Fall zu Verhandlungen über eine wirkungsgleiche Vereinba-
rung. 
 
 
 
Sana Kliniken Leipziger Land GmbH 
 
Borna, ………………… 
 
 
 
………………………………..   
Geschäftsführung 
 
 
 
 
 
Marburger Bund Landesverband Sachsen 
 
Dresden, …………………… 
 
 
 
…………………………………  
1. Vorsitzender   
 
 


